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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

24.09.1999 

Geschäftszahl 

98/10/0347 

Rechtssatz 

Auszugehen ist bei der Berücksichtigung der Trassenverordnung von einem Interesse des Bundes an der 
Verwirklichung der gesamten in der Trassenverordnung verordneten Trasse; dies auch dann, wenn sich das zur 
naturschutzbehördlichen Bewilligung beantragte Projekt nur auf einen Teil (Teilabschnitt) der Gesamttrasse 
bezieht, es sei denn, dass ausreichende Anhaltspunkte dafür bestehen, dass das zur Bewilligung beantragte 
Projekt schon deshalb nicht als Schritt im Rahmen der Verwirklichung des gesamten Trassenprojektes angesehen 
werden kann, weil die Absicht, das verordnete Projekt zur Gänze zu verwirklichen, endgültig aufgegeben wurde. 


